














































- Frauen in Not brauchen unseren besonderen Schutz. Nur durch das Angebot 
von Hilfen wird es auch möglich sein, den Kampf gegen die „ Abtreibung aus so­
zialen Gründen" erfolgreich zu führen. Sie ist eines wohlhabenden Landes un­
würdig. 

- Diese Aufgeschlossenheit für neue Lösungen bringen wir auch allen Formen 
der Jugendarbeit entgegen, die unsere Jugend den Schritt in ihr eigenes Le­
ben und in unsere freiheitliche Gesellschaftsordnung ermöglicht. Beim 
künftigen Jugendhilferecht muß das Elternrecht und die Elternverantwortung 
gestärkt und nicht geschwächt werden. Der Vorrang der freien Träger der 
Jugendhilfe ist zu sichern. Wir glauben, daß Jugendarbeit nicht auf Kosten der 
Eltern geleistet werden kann. 

- Wir werden weiterhin alles tun, um das Bewußtsein für Heimat und Ge­
schichte, für Kunst und Kultur zu fördern. Dazu rechnen wir die Denkmal­
pflege, den Ausbau der Museen, die intensive Unterstützung der Vereine, die 
Förderung von landesbezogenen Ausstellungen und Festen. Die CDU ist die 
„Baden-Württemberg-Partei". 

3. Wir wollen mehr Freiheit und weniger Kollektivismus 

Die großen Entwicklungslinien der letzten Jahrzehnte zeigen, daß wir die Frei­
heit verlieren, wenn wir nicht aktiv für sie eintreten. Wir wollen den handlungs­
fähigen aber begrenzten Staat, nicht einen schwächlichen und uferlosen. 
Immer mehr möchten die Sozialisten dem Staat anvertrauen, doch die Union 
vertraut noch immer mehr dem Bürger. 

Der Staat soll sich auf die Aufgaben konzentrieren, die der Einzelne oder 
auch die Gesellschaft aus eigener Kraft nicht bewältigen können. Deshalb 
stärken wir die Familien , die freien Träger der Wohlfahrtspflege, die Vereine. 
Diese Hilfe zur Selbsthilfe ist menschlicher, kreativer, billiger und sie ist 
freiheitlicher. 

Der Staat soll dem Bürger gegenüber wieder dienstbarer werden , wo er ihn 
verwaltet, zurückhaltender, wo er in gesellschaftliche Entwicklungen eingreift 
und entschlossener, wo er das Gemeinwohl zu sichern hat. Bürgernähe ist 
zum Markenzeichen unserer Politik geworden, das von vielen übernommen 
worden ist. Wir werden sie auch künftig mit Leben füllen . 

Für mehr Freiheit und weniger Kollektivismus einzutreten bedeutet, für die 
Union und gegen die Linkskoalition zu sein. Baden-Württemberg hat eine wich­
tige Rolle im Bund zu spielen. Nicht auszudenken , welche Richtung die gesell­
schaftspolitische Entwicklung genommen hätte, wenn unser Land von SPD und 
FDP regiert worden wäre! Wir haben eine Haltefunktion in Bonn - ohne uns 
könnten Dämme gegen den Kollektivismus brechen und es würde „ tiefge­
pflügt" in Deutschland, wie Herbert Wehner es für den Fall einer SPD-Mehrheit 
angekündigt hat. Wir werden weiterhin demonstrieren, daß nur ein freiheitlich 
regiertes Land ein lebenswertes und ein liebenswertes Land ist. 
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a) Freiheit und Sicherheit 
- Wir verwirklichen den Sicherheitsplan II der CDU-Landesregierung, mit 
dem unser Polizeiwesen auf den neuesten Stand gebracht wird und unsere Ju­
stiz instandgesetzt wird , kriminelle Handlungen zügig zu bearbeiten und abzu­
urteilen. Die vorbeugende Kriminalitätsbekämpfung wollen wir besonders 
ausbauen. In Fragen der Inneren Sicherheit wird es bei der CDU keine mo­
dische Anpassung geben. Wir orientieren uns nicht am Beifall von der falschen 
Seite. 

- Wir halten den Staatsdienst wie bisher von Extremisten jeglicher Richtung 
frei. Unverzichtbar ist für uns: Die Prüfung aller Bewerber für den öffentlichen 
Dienst, wobei die Mitgliedschaft in einer extremistischen Organisation Zweifel 
an der Eignung als Beamter begründet. Die staatlichen Sicherheitsorgane 
werden in der CDU stets einen rechtsstaatlich handelnden Partner haben. 

b) Weniger Staat 
- Uns macht die ständige Zunahme der Staatstätigkeiten und -zuständigkeiten 
Sorge. Wir zweifeln, ob alles, was hier im laufe von Jahrzehnten gewachsen ist, 
heute wirklich noch nötig und sinnvoll ist. Eine CDU-geführte Landesregie­
rung wird deshalb dafür sorgen, daß ihr Handeln in konkreten Teilberei­
chen der Politik auf seine Effizienz hin kontrolliert wird. Diese Effizienzkon­
trolle wird sich an den politischen Zielen der jeweiligen Maßnahmen orientieren 
und empfehlenden Charakter haben. 

- Wir werden unsere Arbeit fortsetzen, Normen zu prüfen und abzubauen 
und das Verfahren, neue Normen zu schaffen, auf Verbesserungsmöglichkei­
ten hin untersuchen. Neue Normen müssen in Zukunft sorgfältiger und 
selbstkritischer vorbereitet werden. Die Arbeit zur Verbesserung der Bür­
gernähe in der Verwaltung wird fortgeführt, um ihre Erfolge zu sichern. 

- Wir werden das Netz an Planungen und Programmen so locker als mög­
lich knüpfen. Die Grundlinien einer freiheitlichen und dezentralen Landesent­
wicklung haben wir bereits festgelegt. Unser Bekenntnis zum ländlichen 
Raum wird auch in Zukunft kein Lippenbekenntnis bleiben. Wir sind nicht pla­
nungsgläubig , sondern vertrauen dem guten Ergebnis des Handelns unserer 
Bürger, der Kommunen und der übrigen öffentlichen Einrichtungen. Vertrauen 
in die Verantwortung zu setzen, d. h., für uns, mehr noch als bisher- z. B. im 
Hochschulbereich - überflüssige Kontrolle abzubauen, zu dezentralisieren 
und, wo immer es geht, Aufgaben zu privatisieren. Wir werden die Privatisie­
rung landeseigener Wohnungen fortsetzen. Wir werden insbesondere einen 
Wettbewerb veranstalten, um konkrete praktikable Privatisierungsmög­
lichkeiten herauszufinden, die wir dann umsetzen wollen. 

c) Freiheit gegen Zentralismus 
- Unsere Politik der Steuerentlastung verfolgen wir konsequent weiter. 
Es geht nicht an, daß der Staat durch Inflation und Steuerprogression heimlich 
immer mehr einnimmt, um dann alle paar Jahre unter großem Propagandaauf-
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wand sich gönnerhaft herbeizulassen, die notwendigen Korrekturen vorzuneh­
men. Es wird keine Ruhe an der Steuerfront geben. Die CDU ist die Partei der 
steuerlichen Entlastung und der Leistungsgerechtigkeit. Die Steuerpolitik 
ist für uns vor allem ein Mittel zur Staatsfinanzierung und kein Mittel der Gesell­
schaftsveränderung. 

- Wir verteidigen den Föderalismus, wo immer er vom Bund her angegriffen 
wird. Wir wollen Licht in das Dunkel der Grauzone zahlloser Bund-Län­
der-Gremien bringen und zu Vereinfachungen kommen . Das Profil und die 
Verantwortlichkeit der Länder muß klar hervortreten. Wir stehen im Bundes­
rat auf Wacht, um in den großen Fragen der Bundespolitik zu gewährleisten, 
daß freiheitliche Lösungen zum Zuge kommen. 

- Das Mischfinanzierungssystem über die Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesse­
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" sollte aufgelöst werden. Die dabei frei­
werdenden Bundesmittel müssen den Ländern in voller Höhe zufließen . Den 
momentan in Baden-Württemberg nach der Gemeinschaftsaufgabe geförder­
·ten Gebieten sollen durch die Systemänderung keine Fördermittel verloren ge­
hen; eine entsprechende Berücksichtigung im Landesprogramm ist sicherzu­
stellen. 

- Eine von der CDU geführte Landesregierung wird auch künftig über den Bun­
desrat darauf hinwirken, daß der Bund, statt immer mehr in die Länder hinein­
zuregieren und gesellschaftspolitische Umwälzungen einzuleiten, sich auf 
seine eigentlichen Aufgaben besinnt und die Sicherheit sowie die nationa­
len wirtschaftlichen und politischen Interessen Deutschlands einschließ­
lich der gesamtdeutschen Verantwortung wahrt. 

- Wir wollen mehr Freiheit und Pluralismus in den Funkmedien, ohne daß 
wir Probleme, die mit diesen Medien z. B. im Hinblick auf die Familie bekanntlich 
einhergehen, vermehren möchten. Das Kabelfernsehen prüfen wir mit aller 
Vorsicht. Eine Garantie und Ausweitung der öffentlich-rechtlichen Mono­
polstrukturen kann es aber für eine freiheitliche Partei nicht geben. 

4. Unsere Grundüberzeugungen 

Die CDU Baden-Württemberg wird im übrigen ihre bewährte Politik fortsetzen. 
Diese Wahlplattform soll dem Bürger eine Richtschnur dafür sein, was die CDU 
an Neuem bringen will. Hinter diesen konkreten politischen Vorhaben stehen 
politische Grundüberzeugungen. Aus ihnen heraus werden wir auch die uns 
heute noch unbekannten Probleme und Aufgaben lösen: 

Die CDU Baden-Württemberg anerkennt die Grenzen des Machbaren, die 
Grenzen des wirtschaftlich zu Lösenden, die Grenzen ihres eigenen Vermö­
gens und die Grenzen der Politik im freiheitlichen Gemeinwesen. So unvoll­
kommen wir sind und in der Politik sein müssen, so sehr brauchen wir die Er­
gänzung durch verbindliche, gelebte und geförderte Grundwerte und durch in­
takte gesellschaftliche Einrichtungen. 
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Zu den Grundwerten und Tugenden, ohne die Menschen nicht glücklich und 
Ordnungen nicht lebensfähig werden können, rechnen wir Freiheit und Eigen­
verantwortung, Leistungsbereitschaft, Pflichterfüllung und opferbereite Näch­
stenliebe, Wahrhaftigkeit und gegenseitiges Vertrauen , die Fähigkeit zum 
Kompromiß, zur Partnerschaft und zur praktischen Mitverantwortung, den Mut, 
Fehlentwicklungen entgegenzutreten und unsere Gesellschaftsordnung gegen 
ungerechtfertigte Angriffe zu verteidigen. 

Eine neue Geisteshaltung ist von uns gefordert: Endlich der Dauerkritik, der 
Wehleidigkeit, dem Krisengerede und dem Pessimismus mit einer lebensbeja­
henden Einstellung und einer Bereitschaft zur praktischen Verbesserung ent­
gegenzutreten. Glück ist für uns politisch nicht machbar. Aber gerade weil 
wir das wissen, versprechen wir dem Bürger keine Utopien und wir ent­
täuschen ihn nicht. 

So sehr wir die zunehmenden persönlichen Schwierigkeiten des heutigen Men­
schen nicht lösen können, so sehr brauchen wir gesellschaftliche Einrichtun­
gen, die das leisten, was die Politik nicht leisten kann: 

Die Familien und die Kirchen sind hier an erster Stelle zu nennen, aber auch 
die kleinen überschaubaren Einheiten in den Vereinen oder der kommunalen 
Selbstverwaltung. Hier werden Werte gelebt und erfahren. Die Privatinitia­
tive in Wohlfahrtsverbänden, kommunalen Bürgeraktionen, der Nachbar­
schaftshilfe und das Engagement des Bürgers im Bereich von Natur, Kultur, 
Heimat und Geschichte ist unersetzlich. Wir wissen, daß viele unserer Mit­
bürger hier ihren Beitrag zum Gemeinwohl leisten und wir erwarten von al­
len bedeutenden gesellschaftlichen Kräften, besonders den Verbänden und 
den Medien, daß sie ihrer Mitverantwortung gerecht werden. 

Die politische Voraussetzung für all dies ist aber die Freiheit. Die Freiheit ist je­
nes Ziel, das die Erfüllung aller anderen Ziele erst möglich macht. Freiheit 
im Staat als Voraussetzung der Demokratie - Freiheit in der Wirtschaft als 
Voraussetzung sozialer Gerechtigkeit, Freiheit in der Gesellschaft als Voraus­
setzung für Leistung und persönliche Verantwortung. Deswegen versteht sich 
die CDU als eine Partei der Vielfalt, des Wettbewerbs, der Selbständigkeit, der 
überschaubaren Verantwortlichkeiten - sie versteht sich als die Partei der sitt­
lich gebundenen Freiheit. 
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IV. Der Aufruf 

Wir rufen unsere Mitbürger im lande auf, der CDU die Treue zu halten. Heute 
geht es uns besser als 1976. Wer uns damals gewählt hat, der kann dies mit 
noch größerer Berechtigung 1980 tun. Nun werden die Weichen gestellt für 
die achtziger Jahre. Wird es ein Jahrzehnt der stetigen und soliden, der 
freiheitlichen und erfolgreichen Fortentwicklung unseres Landes sein? 

Dies liegt, liebe Mitbürger, in Ihrer Hand. Der Sozialismus ist noch keinem Land 
gut bekommen, derjenige von Herrn Eppler nicht einmal seiner eigenen Partei. 
Die FDP tat so, als sei sie frei. Dabei will sie nur Wählerstimmen erobern. Sie hat 
damit ihre Seriosität und Substanz verloren. Wer die FDP wählt, der wählt eine 
Partei , die ihre Koalitionsträume mit der SPD noch nicht einmal mehr auszu­
sprechen wagt. 

Es bleibt die CDU. Sie hat sich bewährt. Sie hat Ihre Stimme verdient. Diese, 
Ihre Stimme brauchen wir, um geradlinig und kraftvoll weiterregieren zu können. 
Nur für uns zu sein, das genügt nicht. Wer uns will, der muß uns wählen. 

Aus Liebe zum Land 

CDU 
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